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Mehr Skepsis gegenüber der
Einwanderung spürbar

Bei der Entwicklung der Migrations-
landschaft in der Schweiz sind für 2009
zwei massgebende Faktoren hervorzu-
heben: Einerseits stammen die Migran-
tinnen und Migranten zu einem grossen
Teil aus Ländern, mit denen wir durch
das Freizügigkeitsabkommen mit der
EU verbunden sind, andererseits haben
die Zugewanderten zunehmend höhere
Qualifikationen vorzuweisen. Doch da
sich die Wirtschaft im letzten Jahr auch
in unserem Land rückläufig entwickelt
hat, werden in der Bevölkerung ver-
mehrt Vorbehalte gegenüber der Ein-
wanderung geäussert.

Aufgrund der tiefen Fruchtbarkeitsziffer
und der demographischen Alterung, die
in der Schweiz seit mehreren Jahren
verzeichnet werden, muss die Bevölke-
rung jedoch dafür sensibilisiert werden,
dass die Migration eine der grossen
Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts sein wird – für die Schweiz wie für
andere Länder Europas. Im Migrations-
bereich prägen einschränkende und
sicherheitsbezogene Themen die poli-
tische und öffentliche Debatte. Diese
wird in Zukunft zweifellos noch ver-
schärft werden. Die Herausforderungen
werden also nicht geringer.

Aus diesem Grund hat sich unsere
Kommission vertieft mit diesen Themen
beschäftigt. Die entsprechenden Über-
legungen haben in den letzten zwei Aus-
gaben unserer Zeitschrift «terra cognita»,
zur «neuen Migrationslandschaft» bzw.
zur «Transnationalität», ihren Nieder-
schlag gefunden.

Ein Perspektivenwechsel zeigt sich
auch in der öffentlichen Meinung zu
Asylfragen. Bisher stand dabei die stei-
gende Zahl der Asylsuchenden im Vor-
dergrund. 2009 hat sich diese Zahl
stabilisiert. So steht im Sorgenbarome-
ter nicht mehr das Thema Asyl zu-
oberst. Die «Ausländerfrage» bewegt
nun die Gemüter, insbesondere die An-
wesenheit deutscher Zugewanderter in
der Deutschschweiz und, im Zusam-
menhang mit der Minarettinitiative,
auch die Präsenz von Personen musli-
mischen Glaubens.

Die Annahme dieser Initiative hatte eine
Schockwirkung auf unser Land. Denn
obwohl ein sehr grosser Teil der Musli-
minnen und Muslime in der Schweiz
ihren Glauben nicht aktiv ausübt, fühlen
sich angesichts dieses Ergebnisses
viele verletzt, diskriminiert oder stigma-

tisiert. Und ohne Zweifel ist es nicht
richtig, dieses Ergebnis mit einer unge-
nügenden oder fehlenden Integration
dieser Bevölkerung in Verbindung zu
bringen, denn sie ist mehrheitlich gut
integriert.

Gegenüber den Vertreterinnen und Ver-
tretern der muslimischen Gemeinschaf-
ten sind wir verpflichtet, den vertieften
Dialog zu suchen und vermehrt zusam-
menzuarbeiten, um in gegenseitiger
Anerkennung und in Respekt voreinan-
der das Vertrauen und die Zukunftsper-
spektiven wiederherzustellen.

Dieser zusätzlichen neuen Aufgabe
werden sich unsere Kommission und
ihr Sekretariat annehmen. Den Mitar-
beiterinnen im Sekretariat und den
Kommissionsmitgliedern möchte ich an
dieser Stelle meine Wertschätzung und
meinen Dank aussprechen.

Francis Matthey
Präsident EKM



6 Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen EKM

1

1-5 Im Empfangs- und Verfahrenszentrum für Asylsuchende in Basel .
6 7 Integrat ions- und Ausländerkommissionen trafen sich in Liestal zum Gedanken- und Erfahrungsaustausch.

Die Europäische Union hat 2009

migrationspolitisch die Weichen neu gestellt. Im Stockholmer

Programm (2010 – 2014) werden Fragen der Zuwanderung und

des Asyls neu geregelt.



2009 erhielt die EU mit dem Lissabo-
ner Vertrag eine neue Rechtsgrundlage.
Durch den Vertrag sollen Institutionen
effizienter und die Strukturen demo-
kratischer werden.

Da Irland und die Tschechische Repu-
blik die formelle Genehmigung des Ver-
trags lange hinauszögerten, blieb und
bleibt im Hinblick auf die Umsetzung
vieles unklar. Mit dem Inkrafttreten des
Vertrags am 1. Dezember 2009 wird
nun auch in vielen migrationsspezifi-
schen Fragen das neue ordentliche EU-
Gesetzgebungsverfahren zur Anwendung
kommen: ein Verfahren, bei dem der
Rat der Europäischen Union und das
Europäische Parlament als Legislative
gemeinsam entscheiden. Dies betrifft
unter anderem den Bereich der legalen
Migration und die Visapolitik für Kurz-
zeit-Aufenthalte, während Fragen der
illegalen Migration und der Asylpolitik
diesem so genannten Mitentscheidungs-
verfahren (Zustimmung durch Rat und
Parlament) bereits unterstellt waren.
Damit wird das Europäische Parlament
für die Umsetzung weiter Teile des
Stockholmer Programms stärker in die
Verantwortung genommen. Zudem
wurde der rechtliche Rahmen im Hin-
blick auf die Entwicklung von Integrati-
onsmassnahmen von Zuwanderern aus
Drittstaaten gesetzt.

Das Stockholmer Programm, verab-
schiedet unter der Ratspräsident-
schaft Schwedens, ist das dritte Pro-
gramm für die Bereiche Justiz, Frei-
heit und Sicherheit. Zuwanderung und
Asyl sind dabei prioritäre Bereiche.

Mit Blick auf «ein offenes und sicheres
Europa, das seinen Bürgern dient und

sie schützt», enthält das Programm
eine umfangreiche politische Agenda.
Ein zentraler Punkt ist die stärkere Ver-
knüpfung der europäischen Justiz- und
Innenpolitik mit der Aussenpolitik.
Während in den vorhergehenden Pro-
grammen die Schaffung eines kohären-
ten Politikbereichs und die Harmoni-
sierung der unterschiedlichen nationa-
len Zuwanderungs- und Asylpolitiken
mittels einer verbindlichen supranatio-
nalen Rechtssetzung im Vordergrund
standen, ist das Stockholmer Programm
weniger ambitiös: Es zielt auf die frei-
willige Zusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten. Das Stockholmer Pro-
gramm streicht die Notwendigkeit he-
raus, die Erfahrungen der vergangenen
zehn Jahre zu evaluieren, die Verwal-
tungsstrukturen zu professionalisieren,
zivilgesellschaftliche Akteure stärker
einzubinden und die Öffentlichkeitsar-
beit zu verbessern. Zudem soll das eu-
ropäische Asylsystem bis 2012 in seinen
Schutzstandards harmonisiert sein.

Im Zusammenhang mit der Ernennung
der Europäischen Kommission, die wei-
terhin Initiativfunktion beim Erlassen
von Verordnungen, Richtlinien und Be-
schlüssen besitzt (neu allerdings teilt
sie ihr Initiativrecht in gewissen Berei-
chen mit den Mitgliedstaaten), wurden
die Dossiers 2009 neu verteilt. Das um-
fangreiche Dossier «Justiz, Freiheit und
Sicherheit» wurde aufgeteilt. Künftig
werden zwei Kommissarinnen für mi-
grationsinnenpolitische Themen zu-
ständig sein: Vivian Reding als
Kommissarin für Grundrechte (Justiz,
Grundrechte und Bürgerschaft) und
Cecilia Malmstöm als Kommissarin für
Inneres (Visapolitik, Schengen, polizeili-
che Zusammenarbeit und Terrorismus-
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bekämpfung, Immigration und Asyl).
Vorerst soll die Kommissarin für Inneres
für Fragen der Integration zuständig
sein. Somit bleibt Integration ein sicher-
heitspolitisches Thema. Nach einein-
halb Jahren soll dieses duale Mandat
überprüft werden. Catherine Ashton,
Hohe Vertreterin der Gemeinsamen
Aussen- und Sicherheitspolitik und
Vizepräsidentin der Europäischen Kom-
mission, wird künftig zuständig sein für
Fragen der Migrationsaussenpolitik.
Schon jetzt ist klar, dass die Umset-
zung des Stockholmer Programms in
hohem Masse von der Qualität der
Zusammenarbeit der verschiedenen
Kommissionsbereiche abhängen wird.

Ein Blick zurück in die Geschichte der
Europäischen Union zeigt den Weg
auf, der vorläufig im Stockholmer Pro-
gramm endet.

Bereits mit dem Maastrichter Vertrag
von 1992 hatten sich die EU-Mitglied-
staaten verpflichtet, übergeordnete
Herausforderungen im Bereich der Mi-
gration und des Asyls gemeinsam an-
zugehen. Mit dem Amsterdamer
Vertrag – einem Änderungsvertrag zum
Maastricht-Vertrag – wurde die Euro-
päische Gemeinschaft 1999 zu einem
Raum der «Freiheit, der Sicherheit und
des Rechts». Mit dem Vertrag wurde
die Migrationspolitik vergemeinschaf-
tet. Die Befugnisse, in diesem Bereich
gesetzgeberisch tätig zu werden, wur-
den ausgeweitet.

Das Programm von Tampere (2000 –
2004) listete für die Bereiche Justiz,
Freiheit und Sicherheit die politischen
Prioritäten auf und terminierte deren
Umsetzung. Damit stellte dieses erste



schickt werden sollten. Die neue grie-
chische Regierung hat das umstrittene
Zentrum in Lesbos geschlossen und
Änderungen in der Asyl- und Einwan-
derungspolitik angekündigt.

Eine Reform der Einwanderungspolitik
soll künftig in Grossbritannien mehr
Lenkungsmöglichkeiten bieten.

Die Einwanderung soll sich stärker am
wirtschaftlichen Bedarf orientieren. So
sollen in nächster Zeit keine niedrig
qualifizierten Arbeitskräfte mehr ins
Land gelassen werden. Neu müssen
Zuwanderer nach fünf Jahren in einem
Text ihre Kenntnisse der Landeskultur
und der Sprache prüfen lassen.

Eine heftige Debatte zum Thema Iden-
tität beschäftigte Frankreich.

Per Videobotschaft lud der französi-
sche Einwanderungs- und Identitätsmi-
nister Eric Besson die Franzosen
Anfang November ein, die Frage «Was
heisst es heute, Franzose zu sein?» zu
beantworten. Vertreter aus Politik und
Wissenschaft kritisieren die Diskussion
als rückwärts gerichtet und migrations-
feindlich. In einer Umfrage waren nur
22 Prozent der Bevölkerung der Mei-
nung, diese Debatte sei konstruktiv.

Eine besondere Partei wurde in
Deutschland gegründet.

Seit dem Oktober 2009 gibt es die
«Vereinigte Migrantenpartei Deutsch-
land». Sie entstand nicht zuletzt als
Reaktion auf umstrittene Äusserungen
des Bundesbank-Vorstandmitglieds
Thilo Sarrazin. Dieser hatte sich sehr
abschätzig über «unproduktive» Araber
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Fünfjahresprogramm nicht nur ein Stra-
tegiepapier dar, sondern auch eine
Agenda für die gemeinsame Ausrich-
tung der Migrations- und Asylpolitik. Es
umfasste Fragen der Grundrechte, der
Bürgerschaft, der Sicherheit, der Terro-
rismusbekämpfung, des Straf- und Zi-
vilrechts, der polizeilichen Zusammen-
arbeit, des Grenzschutzes und der Visa.
Die Europäische Kommission erarbei-
tete Vorschläge und Aktionspläne, die
aufzeigten, wie die einzelnen Punkte
des Programms gesetzlich konkretisiert
werden konnten. Diese wurden dann im
legislativen Verfahren dem JAI-Rat –
bestehend aus den Justiz- und Innen-
ministern der Mitgliedstaaten – und
dem EU-Parlament vorgelegt. Im Pro-
gramm von Tampere wurde unter ande-
rem geregelt, welcher Staat für die
Prüfung von Asylgesuchen verantwort-
lich ist (Dublin-Verfahren).

Das Haager Programm (2005 – 2009)
löste das Programm von Tampere ab.
Zusätzlich zu den Vorschlägen und Ak-
tionsplänen in den Bereichen der Ar-
beitsmigration, des Datenaustauschs
und der Integration betonte dieses Pro-
gramm die Wichtigkeit der Zusammen-
arbeit mit Drittstaaten. Mit der Entwick-
lung eines integrierten Managements
der Aussengrenzen läutete es die zweite
Phase auf dem Weg zu einer gemeinsa-
men Asylpolitik ein. Im Zuge der Um-
setzung des Programms wurde 2006
die Grenzagentur Frontex gegründet.
Zwar wurden mit dem Haager Pro-
gramm wichtige Schritte in Richtung
einer Harmonisierung der Zuwande-
rungs- und Migrationspolitik gemacht,
dennoch konnte in den fünf Jahren le-
diglich die Hälfte der geplanten Mass-
nahmen umgesetzt werden.

Abschliessende Zahlen über die
Migrationsbewegungen im europäi-
schen Raum im Jahr 2009 liegen noch
nicht vor. Doch einige Trends zeich-
nen sich ab.

Die Wirtschaftskrise beeinflusst die
Migration. Für Leute ausserhalb der EU
ist es angesichts der überall steigenden
Arbeitslosigkeit immer schwieriger, eine
legale Beschäftigung in Europa zu fin-
den. Der gefährliche und teure Weg
übers Mittelmeer oder den Atlantik
wurde im Berichtsjahr weniger oft ge-
wählt. Das zeigt die Tatsache, dass
weniger Flüchtlinge ertranken als in
den Jahren zuvor. 283 Tote und rund
400 Vermisste wurden gezählt. Im Jahr
zuvor waren 1500 Tote zu beklagen ge-
wesen.

Spanien meldet, der Zustrom aus Afrika
sei um 20 Prozent zurückgegangen.
Italien und Libyen haben einen Freund-
schaftsvertrag abgeschlossen, so dass
Libyen nun bereit ist, Bootsflüchtlinge
zurückzunehmen. Die Zahl gefährlicher
Bootsüberfahrten hat sich seither be-
deutend verringert.

Ein neuer Flucht-Brennpunkt war auf
griechischen Inseln auszumachen.

Vor allem die desolaten Zustände in
einem Durchgangszentrum auf Lesbos
machten weltweit Schlagzeilen. Aber
das griechische Asylsystem geriet ganz
generell in die Kritik. 99 Prozent der
Asylanträge wurden nach der ersten
Anhörung abgelehnt. Dies führte in ei-
nigen Ländern zur Forderung, dass im
Rahmen des Dublin-Abkommens zu-
mindest vulnerable Personen nicht
mehr nach Griechenland zurück ge-

4 5



und Türken in Berlin oder über Mus-
lime, die «ständig neue kleine Kopf-
tuchmädchen produzieren», geäussert.

Und schliesslich war Migration das
Fokus-Thema des UNDP-Weltent-
wicklungsberichts. Die Vereinigten
Nationen fordern, Migration als
Chance aufzufassen und bessere
Rahmenbedingungen für Migrantinnen
und Migranten zu schaffen.

Das Entwicklungsprogramm der UNO,
das UNDP, schlägt in seinem umfang-
reichen Bericht 2009 konkrete Mass-
nahmen zum Abbau von Migrations-
hürden vor. Migration zuzulassen statt
sie zu bekämpfen, trage zur Verbesse-
rung der Lebensbedingungen von Mil-
lionen von Menschen bei. Das UNDP
fordert, dass überall die grundlegenden
Rechte für Migranten (Recht auf Bil-
dung, ausreichende Gesundheitsver-
sorgung und Wahlrecht bei langfristiger
Niederlassung) gewahrt werden.
Zudem seien Massnahmen gegen Frem-
denfeindlichkeit zu treffen.
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Ausgestaltung der EU-Migrationspolitik in der Schweiz

Die Schweiz ist aufgrund der Bilateralen

Verträge und der Abkommen von Schengen

und Dublin eng mit der Europäischen Union

verbunden. Bei deren Umsetzung in natio-

nales Recht standen verschiedene Fragen

zur Diskussion, zu denen auch die EKM

Stellung bezogen hat.

Genehmigung der Notenaustausche zwi-

schen der Schweiz und der Europäischen

Gemeinschaft betreffend die Übernahme

der Entscheidungen zum Aussengrenzen-

fonds und Genehmigung der Zusatzverein-

barung mit der Europäischen Gemeinschaft

über die Beteiligung der Schweiz am Aus-

sengrenzenfonds

Der Schengen-Aussengrenzenfonds ist ein

durch paritätische Beiträge der Mitglied-

staaten geäufneter Solidaritätsfonds. Mit

den Mitteln werden insbesondere jene

Schengen-Staaten unterstützt, die aufgrund

ihrer ausgedehnten Land- und Seegrenzen

hohe Grenzschutzkosten verzeichnen. Auf-

grund der internationalen Flughäfen, über

welche Personen in den Schengen-Raum

einreisen, kann die Schweiz aus dem Fonds

Projekte in der Höhe von jährlich 3 bis 5 Mil-

lionen Franken finanzieren. Diese sollen

dazu beitragen, Grenzübertritte effizienter

zu kontrollieren. Damit soll einerseits die il-

legale Einreise erschwert, andererseits die

Einreise von autorisierten Personen erleich-

tert und beschleunigt werden. Die EKM

zeigte sich mit der geplanten Übernahme

der Weiterentwicklung und der Genehmi-

gung der Zusatzvereinbarungen einverstan-

den. Sie regte an, dass der Bund darauf

achten soll, im Rahmen der mehrjährigen

nationalen Programmplanung des Verwal-

tungs- und Kontrollsystems nicht nur dem

«Grundsatz der Effizienz», sondern auch

dem «Grundsatz der respektvollen Behand-

lung» der Personen, welche die Schengen-

Aussengrenzen überqueren, Rechnung zu

tragen.

Übernahme der Verordnung über die Einfüh-

rung der Biometrie im Ausländerausweis

Die Verordnung (EG) Nr. 380/2008 über die

Einführung der Biometrie in Ausländeraus-

weisen zielt darauf hin, die Fälschungssi-

cherheit der Ausweise zu erhöhen und die

Authentifizierung zu erleichtern. Die Vor-

schläge des Bundesamts für Migration gin-

gen jedoch weiter, als dies die Umsetzung

der EG-Verordnung erforderte. So sollen die

in den Ausweisen enthaltenen biometrischen

Daten von Personen aus Drittstaaten – denn

nur sie werden einen biometrischen Aus-

weis tragen – in einer Datenbank gespei-

chert werden, welche dem zentralen

Migrationsinformationssystem ZEMIS ange-

gliedert würde. Die EKM stellte die Notwen-

digkeit dieses Vorgehens in Frage.

Genehmigung und Umsetzung des Noten-

austauschs zwischen der Schweiz und der

Europäischen Gemeinschaft betreffend die

Übernahme der Rückführungsrichtlinie (Wei-

terentwicklung des Schengen-Besitzstands)

Die EKM begrüsste im Grundsatz den Rege-

lungsinhalt der Rückführungsrichtlinie. Än-

derungsvorschläge machte sie bei der

Überführung der Richtlinie in nationales

Recht. Im Sinne eines wirksamen Rechtsbe-

helfs forderte sie im Hinblick auf die Weg-

weisung von Asylsuchenden angemessene

Beschwerdefristen und vertrat die Ansicht,

dass aus völkerrechtlichen Gründen darauf

zu verzichten sei, die aufschiebende Wir-

kung automatisch auszuschliessen. Ausge-

hend von der Haager Kinderschutzkonvention

regte die EKM im Hinblick auf unbegleitete

minderjährige Asylsuchende an, die Koordi-

nation vormundschaftlicher Massnahmen

bei deren Wegweisung gesetzlich zu ver-

ankern.

6 7



1

10 Eidgenössische Kommission für Migrationsfragen EKM

Die schweizerische Migrations-
und Integrationspolitik stand 2009 im Zei-

chen der Positionierung der Schweiz in einem grösseren räumli-

chen und gesellschaftspolitischen Zusammenhang. Obwohl die

Schweiz nicht Mitglied der EU ist, kommt sie nicht umhin, sich mit

der Tatsache auseinanderzusetzen, dass sie Teil des europäischen

Migrationsraums geworden ist.



Das bilaterale Abkommen über den
freien Personenverkehr mit der EU
wirkt sich auf die Zusammensetzung
der ausländischen Wohnbevölkerung
in der Schweiz aus.

Während der Zuwachs bei den EU/EFTA-
Staatsangehörigen 3,9 Prozent betrug,
nahm die Anzahl von Nicht-EU/EFTA-
Bürgerinnen und -Bürgern um nur 0,3
Prozent zu. 1680197 Ausländerinnen
und Ausländer lebten Ende Dezember
2009 insgesamt in der Schweiz. Bei
den EU-/EFTA-Staatsangehörigen stieg
der Bestand weniger stark an als im
vorangegangenen Jahr. Dies ist primär
auf die sich abschwächende Konjunk-
tur seit Herbst 2008 zurückzuführen.
Am stärksten stieg die Zahl der Staats-
angehörigen aus Deutschland, Portu-
gal, Frankreich und Grossbritannien an.
Die Bevölkerungszahl von Staatsange-
hörigen aus Serbien, Bosnien-Herzego-
wina, Sri Lanka, Kroatien und Italien
war hingegen rückläufig. Damit wurde
der Trend der letzten Jahre bestätigt.
Dass sich der Bestand von Drittstaats-
angehörigen nur schwach erhöhte, ist
laut Bundesamt für Migration auf die
Zuwanderungspolitik des Bundesrates
und das Zulassungssystem im neuen
Ausländergesetz zurückzuführen, wo-
nach aus Nicht-EU-Staaten nur noch
besonders qualifizierte Erwerbstätige
rekrutiert werden können.

Mit 16000 lag die Zahl der Asylgesu-
che 2009 auf Vorjahresniveau. Im Rah-
men des Dublin-Abkommens wurden
1900 Personen in einen anderen Staat
überstellt.

2009 wurde 2607 Personen Asyl ge-
währt. Das entspricht einer Anerken-
nungsquote von 16 Prozent. Die

höchsten Anerkennungsquoten hatten
Flüchtlinge aus Eritrea (55%), aus der
Türkei (50%) und Togo (43%). 4053
Personen wurden vorläufig aufgenom-
men. Personen aus Somalia (696) und
Sri Lanka (478) bilden dabei die gröss-
ten Gruppen.

Erstmals kann eine Bilanz zum Dublin-
Abkommen gezogen werden, dieses ist
seit Dezember 2008 in Kraft. Die
Schweiz hat in dieser Zeit andere Dub-
lin-Staaten um die Übernahme von
über 6000 Personen ersucht. In 4590
Fällen erklärte sich der betreffende
Staat zuständig und zur Übernahme
bereit. 1904 Personen konnten bereits
an den zuständigen Dublin-Staat über-
stellt werden. Die Schweiz ihrerseits
hat 195 Personen zur Klärung des Asyl-
gesuchs übernommen. Gesamthaft
wurden 605 entsprechende Gesuche
von Dublin-Staaten gestellt. Das zu-
ständige Bundesamt für Migration be-
urteilt die Zusammenarbeit im Rahmen
des Dublin-Abkommens als positiv.

Obwohl auch die Schweiz von der
weltweiten Finanzkrise betroffen war,
legte die Mehrheit der Stimmberech-
tigten am 8. Februar 2009 ein klares
Ja zur Weiterführung und Ausdehnung
der Personenfreizügigkeit zwischen
der Schweiz und der EU in die Urne.

Bei einer relativ hohen Stimmbeteili-
gung von 51,6 Prozent stimmten 59,6
Prozent der Stimmberechtigten der
Vorlage, gegen welche das Referendum
ergriffen worden war, zu. Dies mag
2010 umso erstaunlicher erscheinen,
als gegen Ende 2009 vermehrt Stim-
men laut wurden, dass ausländische
Arbeitskräfte den Inländerinnen und In-
ländern den Arbeitsplatz streitig mach-
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1 Olten im Herbst 2009. Die einen kämpfen gegen den Islam, die anderen gegen Vorurtei le.
2 Jahresmedienkonferenz der EKM: Präsident Francis Matthey mit Simone Prodol l iet ( r ) und Elsbeth Steiner.
3 Autor in der Studie zur Frühförderung: Mathi lde Schulte-Hal ler.
4 Im Medienzentrum Bundeshaus.
5 Interview mit dem EKM-Präsidenten.

ten. In den Fokus genommen wurden
dabei qualifizierte und gut verdienende
Personen in Kaderpositionen, die nach
Meinung eines Teils der Bevölkerung
nicht nur Einheimische auf dem Arbeits-
markt konkurrenzierten, sondern auch
die Preise im Wohnungsmarkt in die
Höhe schnellen liessen.

Das Bundesamt für Migration liess An-
fang Dezember 2009 vermelden, dass
die Zuwanderung im zweistelligen Pro-
zentbereich rückläufig sei. Demnach
waren vom 1. Juni bis zum 30. Novem-
ber 2009 25073 B-Bewilligungen an
EU-17- und EFTA-Bürger erteilt worden,
was 8040 weniger als in der derselben
Periode des Vorjahres ausmachte bzw.
einer Abnahme um 24,3 Prozent ent-
sprach. Die Zahl der L-Bewilligungen
nahm um 13,6 Prozent auf 22487 ab
(-3544). Das BFM erklärte, in Zusam-
menarbeit mit dem EVD werde das
EJPD die Zuwanderung und die Ar-
beitsmarktlage weiterhin genau beob-
achten. Im Frühjahr 2010 werde der
Bundesrat prüfen, ob die besondere
Schutzklausel (Ventilklausel) per 1. Juni
2010, also auf den nächstmöglichen
Termin, angerufen werden soll.

Dass das Bundesamt für Migration
noch vor Ende des Jahres 2009 über
die abnehmende Zuwanderung in die
Schweiz informierte und Massnahmen
in Aussicht stellte, lässt darauf schlies-
sen, dass die Besorgnis bei den Be-
hörden über eine sich verschlechternde
Stimmung gegenüber ausländischen
Staatsangehörigen gross war. Nicht
zuletzt ist dies auch im Nachgang zur
Abstimmung über die Minarett-Initia-
tive zu sehen, die in der gesamten
Schweiz eine überraschend hohe Zu-
stimmung erfuhr.
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Die aus Kreisen der SVP und EDU lan-
cierte Initiative gegen den Bau von Mi-
naretten gelangte am 29. November
2009 zur Abstimmung. Bei einer Stimm-
beteilung von 53,4 Prozent wurde die
Initiative mit 57,5 Prozent Ja selbst
zum Erstaunen der Initianten angenom-
men. Die Analyse einer Vielzahl von
Kommentatoren geht dahin, dass das
Ja zur Initiative als Ausdruck diffuser
Ängste gegenüber dem Fremden gene-
rell zu interpretieren sei. Das Sorgenba-
rometer 2009 zeigte zwar auf, dass die
Ausländer- und Sicherheitsproblematik
gegenüber Problemen wie Arbeitslosig-
keit und Finanz- und Wirtschaftskrise
an Bedeutung verlor. Gleichzeitig beur-
teilte man die Präsenz der Ausländer in
der Schweiz jedoch nach wie vor als
ein wichtiges Thema, das zu Sorgen
Anlass gab, während der Bereich Asyl,
der während Jahren unter den Spitzen-
reitern der wichtigsten zehn Probleme
figurierte, deutlich unter die Werte der
Vorjahre zurückfiel. Wie sehr die Angst
vor dem Fremden, das nun neu mit
dem Etikett «Islam» versehen werden
kann, tatsächlich eine Rolle spielte,
wird noch Gegenstand einer vertieften
Analyse sein müssen.

Ein weiteres klares Bekenntnis zur
Personenfreizügigkeit und das Bau-
verbot von Minaretten – die beiden
Volksentscheide zeigen die Ambiva-
lenz auf, die im Bereich der Migrati-
ons- und Integrationspolitik seit
Langem zu beobachten ist. Mit dieser
Widersprüchlichkeit konstruktiv umzu-
gehen, wird eine der Herausforderun-
gen der kommenden Jahre sein.

Allerdings könnte das Ja zur Personen-
freizügigkeit und die Annahme der Mi-

narett-Initiative auch in einer Logik ge-
sehen werden, die anderswo in Europa
festzustellen ist: Mobilität wird befür-
wortet – auch im eigenen (wirtschaftli-
chen) Interesse; auf Ablehnung
hingegen stösst alles, was als allzu
fremd und als Bedrohung der eigenen
Identität empfunden wird. Dazu werden
sowohl problematische Aspekte, die in
Zusammenhang mit einem fundamen-
talistisch geprägten Islam gebracht
werden, gezählt, aber auch etwa «arro-
gant» auftretende Deutsche. Ähnliche
Einstellungen gegenüber dem Fremden
liessen sich unter anderem in Frank-
reich beobachten, wo die von der Re-
gierung Sarkozy lancierte Debatte zu
nationaler Identität zu hitzigen und kon-
troversen Diskussionen führte.

2009 war geprägt von einer Vielzahl
von ausländer- und integrationspoliti-
schen Vorlagen auf Bundesebene.
Dabei standen die erneute Revision
des Asylgesetzes sowie die Revision
des erst vor einem Jahr in Kraft getre-
tenen Ausländergesetzes zur Diskus-
sion.

In der Vernehmlassung zum Entwurf
der Asylgesetzrevision wurde von ver-
schiedener Seite auf die unübersichtli-
che und schwer verständliche Syste-
matik der Nichteintretens-Tatbestände
mit den dazugehörenden Ausnahmebe-
stimmungen hingewiesen und vorge-
schlagen, anstelle des Nichteintreten-
verfahrens grundsätzlich ein beschleu-
nigtes materielles Verfahren vorzusehen.
Auch die EKM hatte in ihrer Stellung-
nahme ein vereinfachtes Verfahren ge-
fordert.

Aufgrund des am 1. April 2004 in Kraft
getretenen Entlastungsprogramms
2003 (EP03) war eine neue Regelung
eingeführt worden, wonach Personen
mit einem rechtskräftigen Nichteintre-
tensentscheid (NEE) von der Sozialhilfe
ausgeschlossen werden und bei Bedarf
nur noch Nothilfe erhalten (Sozialhilfe-
stopp). Seit dem 1. Januar 2008 galt
der Sozialhilfestopp auch für Personen
mit einem rechtskräftig abgelehnten
materiellen Asylentscheid. Damit war
einer der wesentlichsten Unterschiede
zwischen Nichteintretensverfahren und
materiellen Verfahren weggefallen.

Der Bundesrat hat Ende 2009 eine Ge-
setzesrevision in die Vernehmlassung
geschickt, welche Nichteintretensent-
scheide nur noch für Dublin-Fälle und
Rückführungen in sichere Drittstaaten
vorsieht. Alle anderen Gesuche sollen
in einem schnelleren materiellen Verfah-
ren entschieden werden. Dazu gehört
auch die Verkürzung der Beschwerde-
frist von 30 auf 15 Tage. Als flankie-
rende Massnahme zur Verbesserung
des Rechtsschutzes von Asylsuchen-
den soll neu anstelle der Hilfswerksver-
tretung bei Anhörungen eine Beitrags-
leistung des Bundes an eine allgemeine
Verfahrens- und Chancenberatung für
Asylsuchende vorgesehen werden.

Der Volksinitiative «für die Ausschaf-
fung krimineller Ausländer» stellte der
Bundesrat einen indirekten Gegenvor-
schlag gegenüber.

Nach Auffassung des Bundesrats ver-
stösst die Ausschaffungsinitiative der
SVP nicht gegen zwingendes Völker-
recht. Das dazu gehörende «Non-Re-
foulement-Prinzip» könne respektiert
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werden. Dennoch würde die Umset-
zung der Initiative zu Kollisionen mit
den bestehenden Garantien der Bun-
desverfassung führen, insbesondere
mit dem Grundsatz der Verhältnismäs-
sigkeit und dem Schutz des Privat- und
Familienlebens. Darüber hinaus könn-
ten auch wichtige Bestimmungen des
nicht zwingenden Völkerrechts, zum
Beispiel der Europäischen Menschen-
rechtskonvention (EMRK) oder des Per-
sonenfreizügigkeitsabkommens mit der
EU, nicht mehr eingehalten werden. Die
Volksinitiative wurde dem Parlament
daher zur Ablehnung empfohlen.

Die Änderung des Ausländergesetzes,
welche der Bundesrat als indirekten
Gegenvorschlag zur Initiative sieht, be-
inhaltet im Grundsatz, dass schwer
straffällige Ausländerinnen und Auslän-
der wegzuweisen sind. Der Vollzug in
den Kantonen soll entsprechend ver-
einheitlicht werden. Im Gegensatz zur
Initiative, welche die Delikte aufzählt,
die zu einer Ausschaffung führen müs-
sen, orientiert sich der Gegenvorschlag
an der Länge der ausgesprochenen
oder drohenden Freiheitsstrafe (ab
einem Jahr). In einem solchen Fall soll
die Niederlassungsbewilligung entzo-
gen werden. Vorbehalten bleiben das
verfassungsmässige Gebot der Verhält-
nismässigkeit behördlicher Massnah-
men und das Völkerrecht.

Als weitere Massnahme soll eine Nie-
derlassungsbewilligung generell nur
noch erteilt werden, wenn eine erfolg-
reiche Integration vorliegt. Dies soll
auch die ausländischen Ehegatten be-
treffen, die im Rahmen des Familien-
nachzugs zugelassen wurden. Eine
erfolgreiche Integration setzt laut indi-

rektem Gegenvorschlag die Respektie-
rung der Rechtsordnung, das Bekenntnis
zu den Grundwerten der Bundesverfas-
sung sowie den Willen zur Teilhabe an
Arbeit und Bildung voraus. Als einer
der Indikatoren für Integration sollen
auch gute Sprachkenntnisse herange-
zogen werden.

Dis Diskussion um die Ausschaffungs-
initiative samt indirektem Gegenvor-
schlag, bzw. direktem Gegenvorschlag
wird im Verlauf des Jahres 2010 in den
eidgenössischen Räten geführt werden.

Im Bereich des Bürgerrechts wurde
eine Totalrevision angekündigt. Sie
bezweckt die Herstellung der Kohä-
renz mit dem neuen Ausländergesetz
hinsichtlich der Anforderungen an den
Integrationsgrad und an die Sprach-
kenntnisse. Es soll sicher gestellt wer-
den, dass nur gut integrierte Ausländer-
innen und Ausländer das Schweizer
Bürgerrecht erhalten.

Dieser Vorschlag beinhaltet, dass nur
Personen, die über eine Niederlassungs-
bewilligung C verfügen, sich künftig
einbürgern lassen können. Die Hürden
werden damit für Menschen aus Dritt-
staaten erhöht. Die Revision sieht auch
vor, dass die maximale Wohnsitzfrist
auf Bundesebene von heute 12 auf
8 Jahre herabgesetzt wird. Ausserdem
wird eine Reduktion des administrativen
Gesamtaufwandes für den Bund durch
Vereinfachung und Harmonisierung der
Abläufe und Klärung der Rollen im Ein-
bürgerungsverfahren angestrebt.

Um der Herausforderung der Integra-
tion als Querschnittaufgabe gerecht
zu werden, haben Bund, Kantone und
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Gemeinden im Rahmen der Tripartiten
Agglomerationskonferenz (TAK) eine
breite politische Diskussion zur Frage
«Welche Integrationspolitik und -för-
derung brauchen wir?» lanciert.

Bundesrätin Eveline Widmer-Schlumpf
sowie Vertreter der Kantone und der
Städte betonten anlässlich einer Presse-
konferenz zu Beginn des Jahres 2009
das gemeinsame Interesse an einer
kohärenten Integrationspolitik. Zur
Konsultation breiter Kreise wurden vier
regionale Hearings in Bern, Winterthur,
Luzern und Lausanne durchgeführt. Die
Ergebnisse der Hearings wurden in
einem umfassenden Bericht zusam-
mengeführt, der für die kommenden
Jahre als Grundlage für die Integrations-
politik auf der Ebene von Bund, Kanto-
nen und Gemeinden dienen wird. Der
Bericht bekräftigt im Grundsatz den
bereits eingeschlagenen Weg, Integrati-
onsprozesse vor allem über die Regel-
strukturen zu fördern. Darüber hinaus
wurde aber auch hervorgehoben, dass
dem Schutz vor Diskriminierung künftig
verstärkt Rechnung getragen werden
müsse.
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1

Die Agenda der EKM im Jahr 2009
war reich befrachtet. Neben zahlreichen Stellungnahmen zu migra-

tionspolitischen Fragestellungen setzte die Kommission erneut

eigene Themen und befasste sich mit Schwerpunkten wie «Neue

Zuwanderung», «Transnationalität» und «Frauen in der Migration».



Die Mitglieder der EKM trafen sich an
fünf Sitzungen mit jeweils dicht gefüll-
tem Tagesprogramm. Eine Vielzahl mi-
grationspolitischer Geschäfte nahm
einen breiten Raum der Kommissions-
sitzungen ein.

Dabei hat sich die EKM zu verschie-
densten Gesetzesvorhaben, Vorstössen,
Berichten oder Abstimmungsvorlagen
geäussert. Sie nahm zu folgenden Vor-
haben Stellung: Teilrevision des Auslän-
dergesetzes, Indirekter Gegenvorschlag
des Bundesrates zur Ausschaffungs-
initiative, Teilrevision des Asylgesetzes,
Teilrevision des Gesetzes über Präven-
tion und Gesundheitsförderung, Vorent-
wurf über die Änderung des Bundes-
gesetzes über Finanzhilfen für familien-
ergänzende Kinderbetreuung, Vorent-
wurf des Bundesgesetzes über die
Koordination des Asyl- und des Auslie-
ferungsverfahrens, Bericht des Bun-
desamts für Justiz zur Bekämpfung von
Zwangsheirat, Bericht des Eidgenössi-
schen Departements des Innern zu
«Jugend und Gewalt», Weiterentwick-
lung des Schengen-Abkommens über
die Einführung der Biometrie im Aus-
länderausweis, Genehmigung der No-
tenaustausche zwischen der Schweiz
und der Europäischen Gemeinschaft
betreffend die Übernahme der Rück-
führungsrichtlinie sowie die Übernahme
der Entscheidungen zum Aussengren-
zenfonds, Parlamentarische Initiative
über die erleichterte Zulassung und In-
tegration von Ausländerinnen und Aus-
ländern mit Schweizer Hochschulab-
schluss, Parlamentarische Initiative
«Scheinehen unterbinden» sowie Parla-
mentarische Initiative «Verbot von se-
xuellen Verstümmelungen». Die Stellung-
nahmen der EKM finden sich in Kurz-
form auf der kommissionseigenen

Website in deutscher und französischer
Sprache unter: www.ekm.admin.ch/de/
aktuell/stellungnahmen.php.

An ihrer Jahresmedienkonferenz vom
9. März 2009 präsentierte die EKM ihre
Stellungnahme zu den Gesetzesrevisio-
nen im Ausländer- und Asylbereich. Sie
empfahl, auf die Revision des Asylge-
setzes so kurz nach der letzten Revi-
sion zu verzichten. Vielmehr sei mittel-
fristig das Verfahren einer grundsätzli-
chen Evaluation zu unterziehen und zu
prüfen, ob nicht eine radikale Vereinfa-
chung, sowohl des Verfahrens wie des
Gesetzes, angezeigt wäre.

Die EKM publizierte ausserdem einen
Bericht, welcher den Bundesrat auf-
fordert, wieder regelmässig Flücht-
lingsgruppen aufzunehmen. Der
Vorschlag beinhaltete, dies nicht als
Einzelmassnahme im Sinne einer Fort-
führung der in den neunziger Jahren
eingestellten Kontingentspolitik zu
sehen, sondern als Bestandteil einer
neuen Flüchtlingsaussenpolitik.

Von 1950 bis 1995 hatte die Schweiz
im Rahmen von Wiederansiedlungspro-
grammen regelmässig Flüchtlinge auf-
genommen. 1991 verpflichtete sich der
Bundesrat letztmals, während vier Jah-
ren jährlich 500 Flüchtlinge im Rahmen
des UNHCR-Programms aufzunehmen.
Man bezeichnete dies damals als Kon-
tingentspolitik. Wegen der vielen indivi-
duellen Gesuche von Flüchtlingen aus
der Balkan-Region in den Neunziger-
jahren hatte der Bundesrat diese Auf-
nahmepolitik eingestellt. Mit dem
Bericht zur «Aufnahme von Flüchtlings-
gruppen und Hilfe vor Ort» empfahl die
EKM, dass sich die Schweiz wieder an
den Wiederansiedlungsprogrammen

beteiligt, im Rahmen von 200 bis 300
Flüchtlingen pro Jahr. Die gesetzlichen
Grundlagen dazu beständen, die finan-
ziellen Mittel müssten bereitgestellt
werden. Die Kommission schätzt, dass
dazu 20 bis 30 Millionen Franken pro
Jahr benötigt würden. Das Geld könnte
für die Aufnahme von Flüchtlingsgrup-
pen eingesetzt werden oder für Wieder-
ansiedlungsprogramme vor Ort (in der
Regel in einem Nachbarstaat der Geflo-
henen). Mit einer solchen Politik würde
jenen Flüchtlingen, die in der Regel seit
vielen Jahren in einem Erstaufnahme-
land in prekären Verhältnissen leben
und die am stärksten auf Schutz ange-
wiesen sind, geholfen werden.

Die Vorsteherin des Justiz- und Polizei-
departements beauftragte aufgrund
des Berichts eine breit zusammenge-
setzte Arbeitsgruppe unter der Leitung
des Bundesamtes für Migration mit der
Prüfung der EKM-Vorschläge. Im
Herbst 2009 schloss die Arbeitsgruppe
ihre Arbeit ab und empfahl die regel-
mässige Aufnahme von Flüchtlings-
gruppen. Bundesrätin Eveline Widmer-
Schlumpf aber kam zum Schluss, dass
aus politischen und finanziellen Grün-
den die Wiederaufnahme einer solchen
Politik gegenwärtig nicht angezeigt sei,
obwohl sie im Grundsatz den Ansatz
begrüsse.

15Jahresbericht 2009

1 Nach der Dezember-Sitzung tr i ff t s ich die EKM zum Fototermin.
2 EKM-Mitgl ieder beim Weihnachtsessen…
3 … in der wohlverdienten Pause
4 … und im angeregten Arbeitsgruppengespräch.



Im Bereich der Ausländerpolitik lehnte
die EKM im Rahmen der Vernehmlas-
sung den indirekten Gegenvorschlag
zur Ausschaffungsinitiative einstimmig
ab. Die aktuelle Gesetzgebung reiche
völlig aus, um ausländische Kriminelle
angemessen zu bestrafen und allen-
falls auszuweisen.

Die Kommission forderte das Parla-
ment auf, die Gültigkeit der Initiative
sorgfältig zu prüfen. Da die Initianten
alle Straffälligen mit bestimmten Verge-
hen ausweisen wollen, könnte das
Non-Refoulement-Prinzip, das zum
zwingenden Völkerrecht gehört, verletzt
werden.

Die EKM beschäftigte sich auch inten-
siv mit wichtigen migrationspolitischen
Abstimmungen.

Im Vorfeld der Referendumsabstim-
mung zur Weiterführung und Ausdeh-
nung des Freizügigkeitsabkommens
vom 8. Februar 2009 sprach sich die
EKM für ein klares Ja aus.

Selbstverständlich müsse das Abkom-
men auf die neuen Staaten der EU aus-
geweitet werden. Die Schweiz könne
nicht die Angehörigen der beiden
neuen EU-Länder Bulgarien und Rumä-
nien diskriminieren. Es sei allerdings
wichtig, dass Löhne und Arbeitsbedin-
gungen überprüft werden müssten, um
Lohndumping zu verhindern. Die im
Abstimmungskampf verwendeten Kli-
schees über «Kriminelle aus Osteu-
ropa», welche vor allem auf Roma oder
Fahrende zielten, wies die EKM ent-
schieden zurück. Einmal mehr würden
damit Minderheiten zu Unrecht stigma-
tisiert.

Einstimmig fiel auch die Beurteilung
der Initiative «Gegen den Bau von Mi-
naretten» aus, die am 29. November
2009 zur Abstimmung gelangte. Die
EKM empfahl die Ablehnung der Ini-
tiative.

Die Kommission ist der Ansicht, dass in
der Schweiz alle Religionsgemein-
schaften Kultstätten bauen dürften,
wenn sie im Einklang mit den lokalen
Planungs- und Bauvorschriften sind.
Sie warnte vor Islam-Feindlichkeit und
war der Ansicht, dass die Minarett-
Initiative eine Scheindiskussion provo-
ziere. Sie rief deshalb dazu auf, in
politischen Debatten wieder konkrete
Anliegen in den Mittelpunkt zu stellen,
welche für die Integration wirklich wich-
tig wären. Dazu gehöre etwa die Aus-
bildung von Imamen in der Schweiz,
aber auch die öffentlich-rechtliche An-
erkennung von weiteren Glaubensge-
meinschaften. Ihrer Ansicht nach wäre
ein klares Nein nicht so sehr ein Ja zum
Minarett, sondern in erster Linie ein
Nein zu Islam-Feindlichkeit.

Neben vielen tagespolitischen Ge-
schäften befasste sich die Kommis-
sion mit einem breiten Spektrum an
Themen, die im Rahmen von Publika-
tionen, Empfehlungen und öffentli-
chen Veranstaltungen vertieft wurden.

1 In der Überzeugung, dass In-
tegrationsschritte vor allem
in jungen Jahren eine wich-

tige Voraussetzung für eine geglückte
Integration in allen gesellschaftlichen
Bereichen darstellen, hat die EKM eine
praktische Grundlage geschaffen, die
Anregungen für die Umsetzung im Be-
reich der Frühförderung zur Verfügung
stellt.

Aufgrund einer umfassenden Bestan-
desaufnahme legte die EKM eine Be-
standesaufnahme, was in der Schweiz
gegenwärtig im Bereich der Frühförde-
rung angeboten, diskutiert und geplant
wird, vor und ergänzte diese mit einer
Reihe von Empfehlungen. Die Kommis-
sion vertritt dabei eine dezidiert ge-
samtgesellschaftliche Perspektive:
Integrationspolitische Anliegen in die-
sem Bereich seien in eine Gesamtstra-
tegie von frühkindlicher Betreuung,
Bildung und Erziehung einzubinden. Ein
solcher Blickwinkel sei auch in Bezug
auf die Sprachförderung umzusetzen,
denn nur eine integrative Sprachförder-
politik, welche sowohl der Erst- wie
auch der Zweitsprache angemessen
Rechnung trägt, sei der Integration
dienlich.

Bestandesaufnahme und Empfehlun-
gen der Kommission dienten als Grund-
lage für die gemeinsam mit dem Bun-
desamt für Migration lancierte Aus-
schreibung für die Einreichung von
Modellvorhaben im Rahmen der Inte-
grationsförderung.
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2 Am 18. Dezember, dem Inter-
nationalen Tag der Migrantin-
nen und Migranten, stellte

die Eidgenössische Kommission für
Migrationsfragen eine neue Publika-
tion über «Frauen in der Migration»
vor. Sie zeigt auf, dass Medien und
Politik oft stereotype und veraltete
Bilder von Migrantinnen zeichnen.

In ihren Empfehlungen fordert die EKM,
die Stereotype über Migrantinnen zu
durchbrechen, deren Potenziale wahr-
zunehmen und zu fördern, ohne Be-
nachteiligungen zu vernachlässigen.
Integrationsprozesse seien auf die Be-
dürfnisse der Gesamtheit der Migran-
tinnen auszurichten und die rechtliche
Situation der Migrantinnen zu stärken.
Des Weiteren seien Frauen diskriminie-
rende Praktiken zu bekämpfen.

Konflikte um Werte und Traditionen in
unserer Gesellschaft – so die Analyse
der EKM – werden häufig am Beispiel
von bestimmten Gruppen der Migrati-
onsbevölkerung thematisiert. Im Fokus
steht dabei die Migrantin als Opfer ihrer
patriarchalen Herkunftsgemeinschaft.
Selbstverständlich sind Frauen diskri-
minierende Praktiken, die in bestimm-
ten Migrationsgruppen oder Religions-
gemeinschaften vorkommen und mit
Argumenten von Tradition und religiö-
sen Vorschriften legitimiert werden, zu
verurteilen und Massnahmen zu deren
Prävention und Bekämpfung vorzuse-
hen. Es darf dabei jedoch nicht verges-
sen gehen, dass Gleichstellungsfragen
sich auf die gesamte Bevölkerung der
Schweiz zu beziehen haben. Indem An-
gehörige einer bestimmten Religions-
oder Migrationsgemeinschaft mit Frauen
diskriminierenden Praktiken in Verbin-

dung gebracht werden, wird allzu leicht
davon abgelenkt, dass auch bezüglich
der einheimischen Frauen punkto
Gleichstellung – etwa bei der Lohn-
gleichheit – noch einiges im Argen liegt
und dass Vorstellungen von traditionel-
len Geschlechterrollen auch in der
Schweizer Bevölkerung anzutreffen
sind.

Die von Ad-hoc-Arbeitsgruppen und
Präsidium erarbeiteten Empfehlungen
zu den erwähnten Themen sowie zum
Thema «Zwangsverheiratung» finden
sich in ausführlicher Form unter
www.ekm.admin.ch.

3 Über das ganze Jahr hinweg
befasste sich die EKM mit
dem thematischen Schwer-

punkt «Transnationalität». Dabei griff
sie ein Thema auf, welchem in der
Forschung schon seit geraumer Zeit
grosse Aufmerksamkeit geschenkt
wird.

Globalisierung und neue Kommunikati-
onstechnologien erlauben es, intensiver
als zuvor Kontakte über nationale
Grenzen hinweg zu pflegen. Die unter
dem Begriff «Transnationalität» gefass-
ten Beziehungen stossen denn auch
auf grosses Interesse in Forschung und
Politik. Wichtig ist dabei die Erkenntnis,
dass Migrantinnen und Migranten nicht
isoliert in einem fremden Land leben,
sondern vielfältige Beziehungen sowohl
zu ihrem Herkunftsland als auch zu
Landsleuten oder Angehörigen dersel-
ben nationalen, ethnischen oder religiö-
sen Gruppe anderswo pflegen. Aus
dieser Perspektive bekommen auch in-
tegrationspolitische Überlegungen eine
neue Dimension. Denn Zugewanderte

orientieren sich nicht ausschliesslich an
ihren Gemeinschaften in dem Land, in
dem sie aktuell leben. Ihr Bezugsrah-
men ist ebenfalls nicht nur die neue
Umgebung, in welchem sie Integrati-
onsleistungen erbringen, die lokale
Sprache lernen und eine (neue) Exis-
tenz aufbauen. Ebenso zentral ist die
Aufrechterhaltung von Kontakten zu
Verwandten und Freunden im Heimat-
land, aber auch in andern Staaten, ver-
teilt auf die ganze Welt.

Die Beschäftigung mit der Thematik in
der Kommission selbst zeigte auf, dass
aus einer Optik von Transnationalität
die gängige Unterscheidung zwischen
Schweizern und Ausländern sich zu
verwischen beginnt, denn auch
Schweizerinnen und Schweizer können
in transnationale Netzwerke eingebun-
den sein. Die EKM thematisierte aus-
serdem die verschiedenen Aspekte,
welche bei transnationalen Beziehun-
gen zwischen Exil- und Diaspora-Ge-
meinden zum Tragen kommen. Auf
ökonomischer Ebene ist dies zum Bei-
spiel die Bedeutung der Rimessen für
die Volkswirtschaften der Herkunftslän-
der. Auf politischer Ebene interessierte
unter anderem die Frage, wie sich
Doppelbürgerschaft auf das Selbstver-
ständnis der Betreffenden auswirkt.
Und auf sozialer Ebene wurde disku-
tiert, was es heisst, Teil einer Gemein-
schaft zu sein, in der Netzwerke über
nationale Grenzen hinweg eine zentrale
Rolle spielen.
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1 Die Tool-Box gehört zum Projekt im Freiamt im Rahmen des Programms «Zusammenleben im ländl ichen Raum».
2 Am Treffen der Kommissionen in Liestal werden Erfahrungen aus der Projektarbeit weitergegeben.
3 Die Region Chablais hat für ihr Projekt «Zusammenleben im ländl ichen Raum» ein eigenes Logo geschaffen.
4 Aus der Ausstel lung «Lausanne avec couleurs».

Im Bereich der Integrationsförderung stan-
den Konsolidierung und Weiterentwicklung
der Programme im Vordergrund.

Im Rahmen der Integrationsförderung
des Bundes betreut die EKM einen
Teil der Modellvorhaben im Schwer-
punkt 3. Dazu gehört das Programm
«Zusammenleben im ländlichen
Raum».

Im Rahmen dieses Programms werden
Projekte für eine nachhaltige Entwick-
lung des Gemeinwesen in der Broye,
im Chablais, im Freiamt, im Kanton
Glarus und im St. Galler Rheintal initi-
iert und unterstützt. Damit soll das Zu-
sammenleben erleichtert und der
soziale Zusammenhalt der Wohnbevöl-
kerung gefördert werden. Die im Jahr
2008 ausgewählten Projekte haben
eine Vorprojektphase durchlaufen, wel-
che dazu diente, einen partizipativen
Prozess in Gang zu setzen, Akteure zu
mobilisieren und Umsetzungsmassnah-
men zu entwickeln. Darauf aufbauend
wurden Umsetzungskonzepte erstellt.
Die jeweiligen Trägerschaften sind nun
daran, diese Massnahmen bis Ende
2011 umzusetzen.

Auf der Programmebene verfolgen die
Projekte Integrationsziele, Ziele zur
Stärkung der persönlichen Ressourcen
und Fähigkeiten und Ziele, welche die
politische Partizipation, den Austausch,

die Begegnung und die Verständigung
fördern. Auf der strukturellen Ebene
geht es darum, Regelstrukturen zu stär-
ken und zu öffnen. Davon verspricht
man sich auch eine generelle Aufwer-
tung der Region. Die Massnahmen sind
sehr vielfältig und nach Regionen un-
terschiedlich; es lassen sich jedoch vier
Leitlinien feststellen:
– Öffnung der Regelstrukturen
– Information und Sensibilisierung
– Partizipation
– Öffentlicher Raum und Raument-

wicklung (virtuelle und reelle Räume)

Die Gesamtkosten der 6 Modellvorha-
ben betragen für die Programmdauer
insgesamt 1,84 Millionen Franken. Die
EKM beteiligt sich mit rund 0,85 Mio.
Franken an diesen Kosten (Integrati-
onskredit des Bundes). Zur Begleitung
und Evaluierung der Projekte und des
Programms werden zusätzlich rund
150'000 Franken, verteilt auf vier Jahre,
aufgewendet. (Kurze Projektbeschriebe
sind auf der Webseite der EKM zu fin-
den: www.ekm.admin.ch).

Wie kann die Partizipation von ver-
schiedenen Zielgruppen erreicht wer-
den? Welches sind Stolpersteine,
welches Schlüsselfaktoren für den

Erfolg? Was braucht es, damit die
Projekte regional wahrgenommen
werden?

Um solche und weitere Fragen zu ver-
tiefen, trafen sich rund 20 Personen
zweimal zu einem Erfahrungsaustausch
in Biel. Diese Treffen wurden von den
Beteiligten als anregend und hilfreich
beurteilt. Der Erfahrungsaustausch wird
deshalb bis zum Programmende 2011
weitergeführt. Über den Tellerrand des
eigenen Projektes zu schauen, sich den
kritischen Fragen der anderen zu stel-
len und Anregungen für die eigene Ar-
beit zu erhalten, sind wichtige Anliegen
der Projektpartner und tragen dazu bei,
eine gute Praxis in Fragen des Zusam-
menlebens in ländlichen Regionen zu
entwickeln.

Das EKM-Sekretariat wagt ein erstes
vorläufiges Fazit zum Programm «Zu-
sammenleben im ländlichen Raum»:

– Das Programm hat einen integrati-
onspolitischen Diskurs und Prozesse
in den anvisierten fünf Regionen in
Gang gesetzt.

– Das Programm verfolgt eine Politik
der kleinen, aber steten Schritte.
Entwicklungen brauchen Zeit und ein
Netz von engagierten Akteuren auf
allen Ebenen.

– Der regionale Ansatz scheint sich in
periurbanen Regionen zu bewähren.

– Erfolgversprechend ist auch der
ganzheitliche und interdisziplinäre

1



Ansatz in Bezug auf Zielgruppen,
Massnahmen, Vernetzung, Zusam-
menarbeit.

Im Rahmen der Ausschreibung «Ci-
toyenneté – aktive Bürgerschaft»
wurden 16 Projekte eingereicht, acht
werden unterstützt.

Wie können sich Bürgerinnen und Bür-
ger ohne Schweizer Pass besser in die
demokratischen Prozesse der Mei-
nungsbildung und -findung einbringen?
Wie können Ausländerinnen und Aus-
länder am politischen Leben teilhaben,
auch wenn ihr Wohnkanton kein Aus-
länderstimmrecht kennt? Solche Fra-
gen stehen im Mittelpunkt der Aus-
schreibung «Citoyenneté – aktive Bür-
gerschaft». Eine wichtige Rolle spielen
dabei Öffnungsprozesse von Gemein-
den und Behörden.

Eines der unterstützten Projekte wird
von der Gemeinde Chiasso durchge-
führt.

Das Projekt will eine vertiefte Diskus-
sion zu Demokratie und Wohnbevölke-
rung, zu demokratischen Rechten und
Formen initiieren und in Arbeitsgruppen
vertiefen. Eine Schulung zu staatsbür-
gerlichem Handeln soll Migrantinnen
und Migranten die Grundregeln des po-
litischen Systems näherbringen. Ge-
plant ist zudem ein Ausländerforum,
welches Verbesserungen auf Gemein-
deebene vorschlagen kann und allge-

meine Fragen des Zusammenlebens
bespricht. Wichtiges Ziel dieses Projek-
tes ist die Nachhaltigkeit: Die Vor-
schläge des Forums sollen von den
Gemeindebehörden geprüft und wenn
möglich umgesetzt werden. Nach der
Pilotphase soll das Ausländerforum,
mit Kompetenzen und Instrumenten
ausgestattet, zu einer ständigen Institu-
tion der Gemeinde werden.

Das Bundesamt für Migration und die
EKM lancierten gemeinsam eine Aus-
schreibung zur Integrationsförderung
im Frühbereich.

Grundlagen für die Ausschreibung
waren die Studie «Frühe Förderung»,
welche im März 2009 in der EKM-Reihe
«Materialien zur Migrationspolitik» er-
schienen war, und die entsprechenden
Empfehlungen der EKM.

Beim ersten Eingabetermin sind insge-
samt 67 Gesuche eingereicht worden.
Von diesen konnten 55 Vorhaben mit
einer Gesamtsumme von 3,373 Mio.
Franken genehmigt werden. Die EKM
wird 5 Projekte näher begleiten. In Vor-
bereitung sind eine Vernetzungs- und
Austauschplattform im Frühbereich
sowie eine Evaluation aller am Pro-
gramm beteiligten Projekte.

32 4
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Integrationsförderung EKM 2009

Bearbeitete Vorhaben insgesamt 29

Genehmigte Vorhaben 22

Voranfragen und Vorabklärungen 19

Aus 2008 weitergeführte Projekte 17

2009 abgeschlossene Projekte 12

Total bewilligte Beiträge Fr. 2 164979.–

Durchschnittlicher Beitrag/Projekt Fr. 98408.–
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Laufzeit Beitrag Kanton Projekt Trägerschaft

Programm Zusammenleben im ländlichen Raum

2009 – 2011 160000 SG Integration verbindet Gemeinderat St. Margrethen

2009 17000 AG Toolbox (Entwicklung) Verein Jugend und Freizeit

2009 – 2011 150000 AG Toolbox – Partnerschaftsprojekt Wohlen, Villmergen, Dottikon, Dintikon Verein für Jugend und Freizeit
(Umsetzung)

2009 – 2011 150000 VS Agoris – Plateforme pour une cohabitation harmonieuse dans le Chablais Chablais Région – Organisme
Intercantonal de Développement
du Chablais OIDC

2009 – 2011 165000 VD Des ponts sur la Broye Fondation Cherpilloz, Moudon

2009 – 2011 30000 CH Begleitarbeiten und Erfahrungsaustausch zum Programm EKM Sekretariat

Ausschreibung Citoyenneté – aktive Bürgerschaft

2009 – 2011 222000 CH Académie des Quartiers, une école citoyenne Institut suisse pour l'empower-
ment éthique

2009 38000 CH Teil-haben statt geteilt sein Hochschule Luzern Soziale
Arbeit Kompetenzzentrum
Migration und Entwicklungs-
zusammenarbeit

2009 – 2011 130000 AG Global Town Baden – Porträts aus einer urbanen Region Historisches Museum Baden

2009 – 2011 30000 TI Risiedo dunque (ci) sono Comune di Chiasso, culture in
movimento

2009 – 2011 70000 NE Droits civiques et intégration Service de la cohésion multicul-
turelle du canton de NE

2009 – 2011 122150 CH Politische Partizipation von Jugendlichen mit Migrationshintergrund Schweizerische Arbeitsgemein-
schaft der Jugendverbände

2009 – 2011 60000 CH Zusammenleben in der Schweiz Forschungsinstitut GFS

2009 – 2011 200000 CH baloti.ch Zentrum für Demokratie, Aarau

Projekte

Ausschreibung Integration im Frühbereich

2009 – 2011 200000 ZH schulstart+ Caritas Zürich

2009 – 2011 103000 ZH Stark durch Beziehung Schweizerischer Bund für
Elternbildung

2009 – 2011 59929 AG Lehrgang zur Qualifizierung von Fachpersonen im Frühbereich machbar Bildungs-GmbH, Inte-
gration, Erwachsenenbildung,
Frühförderung

2009 – 2011 72900 LU Integrationsförderung im Vorschulalter Verein brückenschlag, Hochdorf

2009 – 2011 25000 SG Interkulturelle Weiterbildung für Betreuungspersonen im Frühbereich Pädagogische Hochschule des
Kantons St.Gallen

Weitere

2009 15000 CH Kooperation mit Netzwerken von Zugewanderten –-
Kontrollgruppe SchweizerInnen

EKM/BAG/BFM

2009 45000 CH Integrationspreis 2009 EKM Sekretariat

2008 – 2011 100000 CH Programm «Projets urbains» ARE, BWO, FRB, BFM, EKM,
BASPO

Die Übersicht über alle Projekte der Integrationsförderung des Bundes findet sich im Jahresbericht des Bundesamtes für Migration 2009
(erscheint im Herbst 2010).
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1 21 Referent in Janine Dahinden an der Jahrestagung der EKM.
2 Die Diskussionsrunde an der Jahrestagung.

Die Jahrestagung der EKM unter dem Titel
«Transnationale Beziehungen – Potenziale
für die Integrationspolitik!» stellte gängige
Meinungen über die Situation von Migran-
tinnen und Migranten im nationalen Kontext
in Frage.
Globalisierung und neue Kommunikati-
onstechnologien erlauben es, intensiver
als zuvor Kontakte über nationale
Grenzen hinweg zu pflegen. Die unter
dem Begriff «Transnationalität» gefass-
ten Beziehungen stossen seit einiger
Zeit auf grosses Interesse in Forschung
und Politik. Wichtig ist dabei die Er-
kenntnis, dass Migrantinnen und Mig-
ranten nicht isoliert in einem fremden
Land leben, sondern vielfältige Bezie-
hungen sowohl zu ihrem Herkunftsland
als auch zu Landsleuten oder Angehö-
rigen derselben nationalen, ethnischen
oder religiösen Gruppe anderswo pfle-
gen. Aus dieser Perspektive bekommen
auch integrationspolitische Überlegun-
gen eine neue Dimension. Denn Zuge-
wanderte orientieren sich nicht aus-
schliesslich an ihren Gemeinschaften in
dem Land, in dem sie aktuell leben. Ihr
Bezugsrahmen ist ebenfalls nicht nur
die neue Umgebung, in welcher sie In-
tegrationsleistungen erbringen, die lo-
kale Sprache lernen und eine (neue)
Existenz aufbauen. Ebenso zentral ist
die Aufrechterhaltung von Kontakten zu
Verwandten und Freunden im Heimat-
land, aber auch in andern Staaten, ver-
teilt auf die ganze Welt.

Namhafte Fachleute wie Janine Dahin-
den, Gianni D'Amato, Mihaela Nedelcu
und Mirjana Morokvasic griffen an der
Tagung ausgewählte Aspekte auf, wel-

che bei transnationalen Beziehungen
zum Tragen kommen. Es ging um die
Darstellung ökonomischer und sozialer
Netzwerke im transnationalen Raum,
die Frage der Staatsbürgerschaft in
globaler Perspektive, die Bedeutung
neuer Kommunikationstechnologien
sowie die Herausforderungen, die sich
für die Integrationspolitik auf nationaler
Ebene ergeben.

Im Gespräch mit dem Parlamentarier
Antonio Hodgers und dem Vizedirektor
des Bundesamts für Migration, Mario
Gattiker, diskutierten die Expertinnen
und Experten, wie sich Integrationspo-
litik aus diesem neuen Blickwinkel neu
definieren könnte. Ein definitives Fazit
konnte nicht gezogen werden; die Ver-
treter aus Politik und Verwaltung versi-
cherten jedoch, die Überlegungen in ihre
künftige Arbeit einbeziehen zu wollen.

Im Mittelpunkt der Tagung mit den
Vertretern kantonaler und kommunaler
Ausländerkommissionen stand die Zu-
sammenarbeit zwischen Behörden
und Vereinen.

Rund 120 Kommissionsmitglieder aus
der ganzen Schweiz trafen sich im
Juni 2009 auf Einladung der EKM in
Liestal. Dabei erwies es sich als wenig
bekannt, dass die Behörden mit dem
neuen Ausländergesetz verpflichtet

sind, in der Integrationsarbeit mit Aus-
länderorganisationen zusammenzuar-
beiten. Regierungsrätin Sabine Pegoraro,
Vorsteherin der Sicherheitsdirektion
des Kantons Basel-Landschaft, wür-
digte in ihrer Begrüssung die Bedeu-
tung dieser Zusammenarbeit: «Wenn
wir in unserer Integrationspolitik nicht
auf die Vereine zählen könnten, wäre
vieles sehr viel schwieriger, wäre vieles
sehr viel teurer.»

Als gute Beispiele wurden an der
Tagung Projekte aus Lausanne und
St.Gallen vorgestellt. So organisiert die
Stadt Lausanne zusammen mit zahlrei-
chen Vereinen eine Aktionswoche unter
dem Namen «Lausanne avec couleurs»;
mit zahlreichen Aktivitäten wie Ausstel-
lungen, Theaterdarbietungen, Märchen-
stunden für die Kleinen oder Kurz-
filmen. Ein Grossteil der Sportvereine
im Kanton St.Gallen macht bei «Sport-
verein-t» mit. Bei aktivem Einsatz für
die Integration von Ausländerinnen und
Ausländern erhalten sie ein zwei Jahre
gültiges Qualitätslabel. Da örtliche Be-
hörden dieses Label anerkennen, profi-
tieren die Sportvereine und -verbände
von gewissen Privilegien.

In kleinen Diskussionsgruppen wurden
Erfahrungen über das Zusammenwir-
ken von Vereinen, Behörden und Kom-
missionen ausgetauscht. EKM-Präsident
Francis Matthey wies abschliessend
darauf hin, dass bei der Zusammenar-
beit von Behörden und Vereinen noch
einiges zu klären sei, etwa im Hinblick
auf die Freiwilligenarbeit und die be-
schränkten finanziellen Mittel. Wenn sie
jedoch am gleichen Strick ziehen wür-
den, dann könnten alle profitieren.
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Die Reihe der EKM-eigenen Neuer-
scheinungen ist so lange wie noch nie:
5 Studien, eine Empfehlung, ein Jah-
resbericht und 2 Ausgaben von «terra
cognita».

Frühe Förderung. Forschung, Praxis
und Politik im Bereich der Frühförde-
rung: Bestandesaufnahme und Hand-
lungsfelder.

Die Studie gibt einen
gerafften Überblick
zum Begriff und Stand
der Praxis und des
Dialogs in der Schweiz
und zu wichtigen
Erkenntnissen aus der
Forschung. Sie bietet

damit einen Orientierungsrahmen in
einem Feld, das gegenwärtig stärker
durch seine Heterogenität als durch
einen breiten Konsens der gesellschaft-
lichen, fachlichen und politischen Vor-
stellungen zu Sinn und Zweck der
Frühförderung gekennzeichnet ist.

Frühförderung. Empfehlungen der EKM
Dass Kinder im früh-
kindlichen Alter von
Förderung besonders
stark profitieren, ist
heute eigentlich unbe-
stritten. Uneinig ist
man sich eher darin,
wie diese Förderung

ausgestaltet sein soll, welchen Stellen-
wert dabei die familienergänzende Be-
treuung einnehmen kann, und welche
Rolle den Eltern zukommt.

Aufgrund der gleichzeitig publizierten
Bestandesaufnahme zur Frühförderung
erarbeitete die Kommission Empfehlun-
gen in den Bereichen Politik, Ausbil-
dung und Forschung, zum Angebot
und zu den Zielgruppen.

Aufnahme von Flüchtlingsgruppen und
Hilfe vor Ort. Bericht und Empfehlun-
gen der EKM.

Die EKM hat den Be-
richt mit der Empfeh-
lung, wieder regel-
mässig Flüchtlings-
gruppen aufzuneh-
men, bereits 2008
dem Bundesrat abge-
liefert, publiziert wer-

den konnte er aber erst im Frühling
2009. Der Bericht zeigt die Entwicklung
der Kontingentspolitik seit den 1950er-
Jahren, die aktuelle weltweite Flücht-
lingssituation und die europäische
Aufnahmepraxis. Er listet 5 Gründe für
die Wiederaufnahme und die Neuaus-
richtung der Aufnahmepolitik bei
Flüchtlingsgruppen auf.

Wir, ich – die anderen. Migrantenvereine
und Identitätsbildung: eine Innensicht.

Die Studie zeigt auf
eindrückliche Weise,
wie komplex Prozesse
von Identitätszu-
schreibungen sind.
Während beispiels-
weise das Modell
«Kulturverein» im

Sinne von «wir sind wir, und die andern
sind die anderen» die Bedürfnisse der
ersten Generation von Zuwandernden

Die EKM gibt seit 2002 die Zeitschrift
«terra cognita» heraus. Seit 2003 publi-
ziert sie in der Reihe «Materialien zur
Migrationspolitik» Studien zu aktuellen
Fragestellungen. Ende 2008 hat das
Bundesamt für Bauten und Logistik
(BBL) die Lagerung und den Versand
aller Publikationen übernommen. Das
bedeutet für das EKM-Sekretariat weni-
ger administrativen Aufwand und die
Rückgabe von langen leeren Kellerge-
stellen an das Bundesamt für Migra-
tion. Vor allem aber kann dank der
neuen Zuständigkeit des BBL jede
EKM-Publikation bequem im Internet
bestellt werden. Am besten via die Pu-
blikationen-Seite auf der EKM-Website
www.ekm.admin.ch, von wo man bei
jeder Publikation zum BBL-Shop gelei-
tet wird.

2009 wurden 34259 Exemplare von
EKM-Publikationen verschickt.

Die zwei neuen Ausgaben von «terra
cognita» mit rund 20000 Exemplaren
stellten dabei den Hauptanteil. Es wur-
den aber auch 1232 ältere Ausgaben
bestellt. In der Reihe «Materialien zur
Migrationspolitik» wurden 8600 Exem-
plare der neuen Publikationen ver-
schickt, bestellt wurden weiter 853
ältere Studien. Dazu kommen rund 2100
Empfehlungen zu verschiedenen The-
menbereichen und ungefähr 1800 Jah-
resberichte. Alle Publikationen sind in
der Regel auf Deutsch und Französisch
erhältlich, die Empfehlungen auch auf
Italienisch. Und alle Publikationen sind
gratis.

Neun neue Publikationen und ein Blog: Das
sind die Highlights der Informationstätigkeit

1 2
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3

1 Spaziergang trotz eis iger Bise in der Pause des Sekretar iats.
Simone Prodol l iet , Ruth Tennenbaum, Francis Matthey und Sylvana Béchon (v. l . ) .

2 Pascale Steiner in der Diskussion.
3 Elsbeth Steiner beim Protokol l Schreiben.
4 Präsident und Geschäftsführer in beraten des Jahresprogramm.
5 Sylvana Béchon an der Medienkonferenz.

durchaus abdeckt, können sich Ange-
hörige der zweiten Generation weit we-
niger damit identifizieren.

Wege zu einer besseren Kommunika-
tion. Kooperation mit Netzwerken von
Zugewanderten.

In der Studie wird ge-
fragt, wie verschie-
dene Migrantennetz-
werke die Kommuni-
kation zwischen Be-
hörden und Migrations-
bevölkerung verbes-
sern können und auf

welche Art und Weise sie zu soliden,
zuverlässigen und leistungsstarken Ko-
operationspartnern werden. Im Fokus
der Studie stehen die Integrations- und
Gesundheits- politik. Die Ergebnisse
lassen sich aber auch auf andere Berei-
che übertragen.

Frauen in der Migration. Das Bild der
Migrantin in der öffentlichen und politi-
schen Wahrnehmung und in der aktuel-
len Forschung.

Wie setzt sich die
weibliche Migrations-
bevölkerung zusam-
men? Welche
Migrantinnen-Bilder
vermitteln Medien und
Politik? Dies sind die
Hauptfragen, auf wel-

che die Studie Antworten geben kann.
Dazu gehört, dass Migrantinnen vor
allem als Opfer dargestellt werden. Sie
erscheinen als unselbständig, passiv,
abhängig und wenig integriert. Die
Realität aber ist viel vielschichtiger.

Migrantinnen sind auch hoch gebildet,
sprechen mehrere Sprachen, arbeiten
in Kaderpositionen oder verdienen
ihren Unterhalt als Unternehmerinnen.

Die neuen Ausgaben von «terra co-
gnita» befassten sich mit der jüngsten
Entwicklung der Migration, nämlich
mit der veränderten Migrationsland-
schaft Schweiz (Nr. 14) und mit der
Transnationalität (Nr. 15).

Die Migrationslandschaft, auch jene der
Schweiz, hat sich definitiv verändert.
An die Stelle des alleinstehenden,
männlichen und niedrig qualifizierten
Einwanderertypus aus Südeuropa ist
die hoch qualifizierte Fachkraft getre-
ten. Diese reist oft mit der Familie an,
typischerweise kommt sie aus Deutsch-
land oder Grossbritannien. Faktoren,
welche die neue Migrationslandschaft
prägen, sind die Demographie, das Ar-
beitsplatzangebot, das Freizügigkeits-
abkommen und natürlich die Global-
isierung der Wirtschaft. «terra cognita»
portraitiert einige der «neuen Migran-
ten», ihre Lebensweise und ihre alltägli-
chen Herausforderungen.

In der Nummer 15 liegt der Fokus auf
der Transnationalität. Migration ist
immer weniger oft eine Einbahnstrasse:

Menschen bewegen sich nicht nur vom
Herkunftsland in eine neue Heimat, um
dort zu bleiben. Vielmehr ziehen sie
auch weiter, halten enge Verbindungen
zum Herkunftsland und zu Familienna-
gehörigen in anderen Ländern. Neue
Kommunikationstechnologien und
günstige Transportmöglichkeiten er-
leichtern transnationales Leben. Neue
Arten von Netzwerken entstehen. Fra-
gen der Integration und der politischen
Partizipation stellen sich vor diesem
Hintergrund ganz neu.
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Die Ausstellung «La Suisse plurielle» ist neu aufbereitet worden und tourt
nun durch die Welt.

2004 finanzierte der Integrationskredit des

Bundes die Fotoausstellung «La Suisse plu-

rielle», eine fotografische Bestandesauf-

nahme in je einem Quartier von Lugano,

Bern und Lausanne. 2009 ist diese Ausstel-

lung zu neuem Leben erwacht. Das Kompe-

tenzzentrum der Kulturaussenpolitik des

EDA bietet die neu aufbereitete Wander-

ausstellung den schweizerischen Vertretun-

gen an. Die Texttafeln sind in weitere Spra-

chen übersetzt, die Fotos neu in Szene

gesetzt. Die Wanderausstellung zum Thema

Migration stösst bei den Botschaften auf

grosses Interesse.

Mit Swiss Migration News füllt die
EKM eine Informationslücke.

Mit ihrem Meinungs- und News-Blog
bietet die EKM eine neue Dienstleis-
tung an. Wer in Sachen Migration auf
dem Laufenden sein will, kann sich seit
September 2009 auf der Website
www.migration-news.ch orientieren.
Der Blog bietet schweizerische und ei-
nige internationale News zu gesell-
schaftlichen und politischen Fragen
rund um Migration. Ergänzt werden die
News mit Hinweisen auf Neuerschei-
nungen und mit Meinungen zum aktuel-
len Geschehen.

Damit betreibt die EKM nun 3 Websites:

www.ekm.admin.ch
Die klassische Seite der Kommission
mit Themen-Dossiers, Publikationen
(alle gedruckten Publikation als PDF),
Angaben zu Modellvorhaben und eine
Präsentation der Kommission.

www.terra-cognita.ch
Alle Artikel in PDF-Form und die Info-
thek mit Hinweisen auf wichtige Bücher
und andere Materialien.

www.migration-news.ch
Der News- und Meinungsblog.
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Lauréat du prix:

Le prix est décerné à la
Commune de Marly

pour les excellentes prestations
en faveur de l’intégration

des migrantes et des migrants.

Olten, le 29 octobre 2009

Commission fédérale
Le jury pour les questions de migration

Prix suisse de
l’intégration

Marly sympa

Zum dritten Mal wurde der Schweizer
Integrationspreis verliehen, erstmals in enger
Zusammenarbeit mit den Integrations-
delegierten.

32

1 Jury-Präsident in Carmel Fröhl icher-St ines übergibt die Urkunde an den
Gemeindepräsidenten von Marly, Jean-Pierre Helbl ing.

2 Der EKM-Präsident und Beda Meier, Präsident der Konferenz der Integrat ionsdelegierten,
eröffnen gemeinsam die Preisver le ihung.

3 Die stolzen Gewinner aus Marly mit dem Init iat ior «Mitch» Favre (r ) .
4 EKM-Vizepräsident in Barbara Walther ( l ) und Maria-Luisa Zürcher.
5 Georg Blum (l ) und François Mol lard.

1

In Quartieren, Dörfern und Städten wird
Grossartiges für die Integration geleis-
tet. Das Ziel des Schweizer Integrati-
onspreises, den die damalige Aus-
länderkommission (eine Vorläuferin der
EKM) 2005 ins Leben gerufen hat, ist
es, diese Integrationsleistungen zu ho-
norieren. Der Preis wird jedes zweite
Jahr verliehen. Ausgezeichnet wird das
Projekt, dessen Innovation, Kreativität
und Beispielhaftigkeit am besten über-
zeugen.

2009 wurde der Gewinner in enger Zu-
sammenarbeit mit den kantonalen, re-
gionalen und kommunalen Integrations-
delegierten ermittelt. Sie konnten aus
ihrem Wirkungskreis ein Projekt nomi-
nieren. Aus diesen Vorschlägen wählte
dann die Jury, die aus Mitgliedern der
EKM besteht, den Gewinner aus.

Die Wahl der Jury war eindeutig und
einstimmig. Mit dem Schweizer Inte-
grationspreis 09 wurde die Gemeinde
Marly ausgezeichnet.

Sie erhielt 30000 Franken für die ver-
schiedensten Aktionen im Rahmen des
Programms «Marly sympa», welche die
Lebensqualität in der Gemeinde mess-
bar und nachhaltig verbessert haben.
Mit dem Preisgeld soll übrigens ein
zentraler Platz geschaffen und gestaltet
werden, der für alle Bewohner Marlys
da sein soll. Denn ein wirkliches Zen-
trum hat die Freiburger Vorortsge-
meinde Marly bisher nicht.
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Mitglieder der Eidgenössischen Kommission für Migrationsfragen

Francis Matthey, alt Nationalrat und alt Staatsrat von Neuenburg, La Chaux-de-Fonds, Präsident

Dragoslava Tomovic, Ärztin, Bern, Vizepräsidentin

Barbara Walther, Schweizerische Bischofskonferenz, Zürich, Vizepräsidentin

Osman Besic, Schweizerisches Rotes Kreuz SRK, Basel

Georg Blum, Vereinigung der kantonalen Migrationsbehörden VKM, Zug

Regina Bühlmann, Erziehungsdirektorenkonferenz EDK, Bern

Martina Caroni, Professorin an der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität Luzern

Antonio Da Cunha, Fédération des associations portugaises, Renens

Ruth Derrer Balladore, Schweizerischer Arbeitgeberverband SAV, Zürich

Kais Fguiri, Sozialarbeiter, Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH, Salins

Carmel Fröhlicher-Stines, Psychologin, Zürich

Sabrina Guidotti, Integrationskommission Monte Carasso

Alagipody Gunaseelan, Ökonom, Pflegemitarbeiter, Luzern

Fiammetta Jahreiss, Stiftung ECAP, Zürich

Raoul Lembwadio Luzolo, Psychologe, Boudry

Ruedi Meier, Stadtrat Luzern, Schweizerischer Städteverband SSV, Luzern

Beda Meier, Konferenz der Integrationsdelegierten KID, St.Gallen

Beat Meiner, Schweizerische Flüchtlingshilfe SFH, Bern

François Mollard, Sozialamt des Kantons Freiburg, Freiburg

Peter Neuhaus, Schweizerischer Gewerbeverband, Bern

Eva Palasthy, Pädagogin, Lausanne

Dragica Rajčić, Autorin, Zürich
Simon Röthlisberger, Schweizerischer Evangelischer Kirchenbund SEK, Liebefeld

Rita Schiavi, Gewerkschaft Unia, Basel

Walter Schmid, Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe SKOS, Horgen

Hava Shala Gerguri, Deutschlehrerin, Winterthur

Rolf Stiffler, Schweizerischer Verband der Bürgergemeinden und Korporationen, Chur

Denis Torche, Travail.Suisse, Marly

Hatice Yürütücü, Architektin, Deutschlehrerin, Dietikon

Maria-Luisa Zürcher, Schweizerischer Gemeindeverband, Ostermundigen

Sekretariat

Simone Prodolliet, Geschäftsführerin

Elsbeth Steiner, stv. Geschäftsführerin und Informationsverantwortliche

Sylvana Béchon, Lektorat und Dokumentation

Pascale Steiner, wissenschaftliche Mitarbeiterin Grundlagen Migrationspolitik

Ruth K. Tennenbaum, wissenschaftliche Mitarbeiterin Modellvorhaben
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